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Öffnungszeiten:
Mo. – Fr.: 09:00 – 18:00 Uhr • Mi.: 09:00 – 13:00 Uhr

Telefon: 0511 / 2101991 • Telefax: 0511 / 2101990

www.orthopaedie-schuhtechnik-dettmar-hannover.de

Unsere Leistungen:

Orthopädische Maßschuhe • Einlagen nach Maß •
Kniebandagen • Orthopädische Schuhzurichtungen •
Schuhreparaturen • Individueller und unverbindlicher 

Fußcheck mit Einlagenberatung

Gunter Kuhse engagiert sich seit über 
50 Jahren aktiv für die Rechte von Kin-
dern. Der Kinderschutzbund Hannover 
kürt ihn nun zum Ehrenvorstand.

W enn ich die Freude der Kinder 
an unseren Projekten sehe, 
dann sind das die schönsten 

Momente für mich.“ Gunter Kuhse (83) 
hält kurz inne und ergänzt: „Und wenn 
ich die Entwicklung benachteiligter Kin-
der beobachte, die dann doch einen guten 
Schulabschluss schaffen, oft auch studie-
ren.“ In seinen über 50 Jahren ehrenamtli-
chen Engagements, hat Kuhse viele sol-
cher Lebenswege begleitet. Ob in der Ju-
gendarbeit der Begegnungsstätte Bären-
höhle, dem Projekt Kind im Krankenhaus 
oder in der Verbandsarbeit. Ob auf loka-
ler, Landes- oder Bundesebene – Kuhse 
hat über die Jahre auf allen Ebenen des 
Kinderschutzbundes gewirkt. Zum Kin-
derschutzbund kam Kuhse durch ein-
schneidende persönliche Erlebnisse. Die 
beengten und wenig kindgerechten Wohn- 
und Lebensumstände der Nachkriegsjahre 
nimmt er seinerzeit als bedrückend wahr: 
„Die Wände waren dünn und wir haben 
die übermäßige Strenge und die Miss-
handlung von Kindern in den Nachbar-
wohnungen hautnah miterlebt.“ Als sein 
eigener Sohn 1970 nach einem schweren 
Unfall ins Krankenhaus kommt, empfin-
det er auch die dortigen Zustände für Kin-

der als so katastrophal, dass sein Ent-
schluss reift, sich für Rechte und Lebens-
räume von Kindern zu engagieren. So 
stieß Kuhse zum Kinderschutzbund.

Bescheidene Anfänge

„Als ich hier in Hannover zum Kinder-
schutzbund kam, gab es dort eine einzige 
Dame“ erzählt Kuhse von den Anfängen 
seines Engagements. Und er leistet über 
viele Jahre Aufbauarbeit: „Die größte 
Herausforderung waren die Netzwerkar-
beit und das Organisieren von Räumen 
für unsere Angebote“ führt Kuhse aus. 
„Mit unseren bescheidenen wirtschaftli-
chen Mitteln kein leichtes Unterfangen.“ 
Er nutzt seine privaten Kontakte, debat-
tiert mit der Kommunalpolitik und erzielt 
mit Beharrlichkeit, Einsatz und Teamgeist 
Erfolge: „Wir wurden schnell mehr Eh-
renamtliche und konnten so den Grund-
stein für viele heutige Angebote legen. 
Dabei war mir das Team immer besonders 
wichtig.“
„Zahlenzauberer, Feuerwehrmann, Chef-
diplomat – Gunter hat hier so viele Rollen 
übernommen, dass 
wir ihm kaum ge-
nug danken kön-
nen“ sagt Horst 
Richter, 1. Vorsit-
zender des Kinder-
schutzbundes Han-

nover mit Blick auf die Ernennung Kuh-
ses zum Ehrenvorstand am 08. Oktober. 
Diesem Dank für die geleistete Arbeit 
schließt sich der gesamte Verband an. 
Und Kuhse schließt: „Lob und Anerken-
nung finde ich im Umgang mit Menschen 
sehr wichtig. Deswegen freue ich mich, 
dass mir beides an dieser Stelle zuteil 
wird.“

Gunter Kruse zum Ehrenvorstand des DKSB Hannover gekürt:

Ein wahrer Streiter für die Kinderrechte

Für Schutz und Rechte von Kindern 
und ihren Familien in Hannover setzt 
sich der Kinderschutzbund (DKSB) 
Hannover ein. In den Projekten des 
DKSB erhalten alle Interessierten 

Unterstützung rund um Erziehung, 
Rechtsberatung oder Betreuung: 
Starke Eltern starke Kinder, die Bä-
renhöhle, Jugendcoaching, Kind im 
Krankenhaus, Kind im Gericht, 

Rechtsberatung, Pflege und Adopti-
on, Umgang ist normal. Spannende 
Themen für junge Leute und Aktuel-
les vom DKSB gibt es jeden Monat 
im LINDENSPIEGEL.

LINDENSPIEGEL-Serie

T rotz Pandemie 
und damit er-
schwerter Bedin-
gungen trafen sich 
am Donnerstag, 

15. Oktober, Vertreterinnen und 
Vertreter zahlreicher Initiativen 
zur Aufarbeitung der Berufsver-
bote aus der ganzen Bundesre-
publik im Freizeitheim Linden 
in Hannover. 
Zusammen mit seit den 70er 
Jahren von Berufsverbot Be-
troffenen bereiten Gewerkschaf-
terInnen und AktivistInnen aus 
der Demokratiebewegung den 
50. Jahrestag des sogenannten 
Radikalenerlasses vor und for-
dern: „Endlich Aufarbeitung, 
Rehabilitierung und Entschädi-
gung!“ Dafür werben sie um 
breite Unterstützung aus der de-
mokratischen Öffentlichkeit der 
Bundesrepublik.
Seit geraumer Zeit erleben wir 
rassistische Übergriffe und Ge-
walttaten in Deutschland. In der 
Folge werden staatliche Über-
wachungsbefugnisse beunruhi-
gend ausgedehnt. Immer mehr 
alarmierende Erkenntnisse über 
faschistische Gruppen bei Poli-
zei, Militär und weiteren Si-
cherheitsorganen kommen ans 
Licht. Dagegen hilft weder die 
bislang übliche Verharmlosung 
noch ein neuer Radikalenerlass, 
der Antifaschisten mit Faschi-

sten gleichsetzen würde. Die 
Weichen werden falsch gestellt, 
wenn der sog. Verfassungs-
schutz hoheitlich entscheidet, 
wer als extremistisch zu gelten 
hat. Werner Siebler, Gewerk-
schafter aus Freiburg: „Das 
Grundgesetz ist antifaschistisch. 
Wir erinnern an die Fortgeltung 
der Entnazifizierungsvorschrif-
ten, die das GG in Artikel 139 
normiert hat.“
Schon 1972 richtete sich der 
Radikalenerlass gegen „Links- 
und Rechtsextremisten“. Prak-
tisch traf er vor allem Linke: 
Mitglieder der DKP, von K-
Gruppen, SPD-nahe Studieren-
denverbände, Mitglieder der 
Vereinigung der Verfolgten des 
Naziregimes (VVN-BdA) und 
der Friedensbewegung. Die Be-
rufsverbote riefen damals in 
vielen Ländern Europas Empö-
rung hervor und lösten eine gro-
ße Solidaritätsbewegung aus.
1987 wurden die Berufsverbote 
von der Internationalen Arbeits-
organisation (ILO) und 1995 
vom Europäischen Gerichtshof 
für Menschenrechte verurteilt.
Auch in der Bundesrepublik 
selbst gewann die Protestbewe-
gung in den 1970er und 1980er 
Jahren an Breite. Der öffentli-
che Druck trug wesentlich dazu 
bei, dass viele Betroffene wie-
der eingestellt wurden. 

Doch noch immer leiden viele 
dieser Betroffenen, nach oft-
mals langjähriger Arbeitslosig-
keit, bis heute unter materiellen 
Nachteilen und gesundheitli-
chen Beeinträchtigungen. Sie 
müssen befürchten, dass die po-
litisch Verantwortlichen ihnen 
jegliche Wiedergutmachung 
verweigern werden, bis auch 
die Letzten verstorben sind.
In einigen Bundesländern wur-
den die Folgen des Radikalener-

lasses aufgearbeitet. Der Nie-
dersächsische Landtag be-
schloss im Dezember 2016, 
dass politisch motivierte 
Berufsverbote,Bespitzelungen 
und Verdächtigungen nie wieder 
Instrumente des demokratischen 
Rechtsstaates sein dürfen.
Nicht nur die unmittelbar Be-
troffenen haben immer noch mit 
den Auswirkungen zu kämpfen. 
Ein Klima der Angst und Ein-
schüchterung hat seit damals 

die gesamte demokratische Kul-
tur in Deutschland beschädigt.
Klaus Lipps, der Sprecher des 
Bundesarbeitsausschusses der 
Betroffenen, stellt dazu fest: 
„Ein Klima der Angst führte bei 
vielen Menschen zu politischer 
Zurückhaltung auch dort, wo 
demokratisches Engagement 
dringend erforderlich war. Ob 
faschistische und obrigkeits-
staatliche Einstellungen auch 
deswegen zugenommen haben - 

darüber kann spekuliert werden. 
Auch heute noch werden einige 
ehemals Betroffene wegen ihres 
demokratischen Engagements 
vom ‚Verfassungsschutz‘ über-
wacht und als ‚Linksextremi-
sten‘ diffamiert. Das muss auf-
hören.“
Mit einem öffentlichen Aufruf 
soll den Forderungen der Be-
troffenen Nachdruck verliehen 
und um Unterstützung gewor-
ben werden. Es gilt, die ehema-
ligen Betroffenen zu rehabilitie-
ren und angemessen zu entschä-
digen, die Auswirkungen des 
„Radikalenerlasses“ auf die de-
mokratische Kultur wissen-
schaftlich zu untersuchen, die 
Rolle des „Verfassungsschut-
zes“ bei der Bespitzelung der 
Betroffenen aufzuarbeiten und 
Konsequenzen zu ziehen.
Geplant werden für 2022, das 
50. Jahr des „Radikalenerlas-
ses“, bundesweit Aktionen, 
Ausstellungen, sowie Film- und 
Kulturveranstaltungen, die über 
die Berufsverbote und ihre Aus-
wirkungen informieren und den  
Forderungen Nachdruck verlei-
hen. Viele der ehemaligen Be-
troffenen, mittlerweile Zeitzeu-
gen, sind bereit, über ihre Er-
fahrungen und die Zeit der Be-
rufsverbote zu sprechen.Nähere 
Informationen finden Sie auf: 
www.berufsverbote.de.

Erklärung des „Arbeitsausschusses der Initiativen gegen Berufsverbote und für die Verteidigung demokratischer Rechte“:

Der 50. Jahrestag des Radikalenerlasses steht bevor – 
Die Zeit ist reif, mehr Demokratie zu wagen! 

Betroffene vom Berufsverbot fordern Aufarbeitung, Rehabilitierung und Entschädigung. 
Foto: Initiativen gegen Berufsverbote


